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KURZE BEGRÜNDUNG 

Hintergrund 

Die Kommission unterstreicht in ihrem Vorschlag für den nächsten mehrjährigen 

Finanzrahmen (MFR) die Notwendigkeit einer Fortführung des Programms „Europa für 

Bürgerinnen und Bürger“ 2007-2013. Das Programm der ersten Generation hat gezeigt, dass 

das Verständnis der Geschichte und der Ursprünge der EU unter den Bürgern und ihr Wissen 

über das Projekt EU verbessert werden müssen. Der Vertrag über die Europäische Union 

stellte einen großen Schritt hin zu einer bürgernäheren Union und zur Förderung einer 

umfassenderen grenzüberschreitenden Debatte über Fragen der EU-Politik dar (die neu 

eingeführte Bürgerinitiative ist lediglich ein Teil dieses Prozesses). Die Kommission schlägt 

vor, die Bürgerbeteiligung auszubauen. Das Programm wird auf einer Analyse der Stärken 

und Schwächen des derzeitigen Programms aufbauen. Mit ihm soll dem Bedarf an ernsthafter 

geführten Debatten über EU-Themen auf lokaler, regionaler und nationaler Ebene 

entsprochen werden, und mit einer breiten Palette an Organisationen soll eine große Gruppe 

von Bürgerinnen und Bürgern – Personen, die sich in der Regel nicht in EU-Angelegenheiten 

einmischen oder sich nicht daran beteiligen wollen – erreicht werden. 

 

Mittelausstattung 

 

Nach dem Vorschlag der Kommission für den MFR 2014-2020 sollen 229 Millionen EUR zu 

derzeitigen Preise für das Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ verglichen mit 

215 Millionen EUR im laufenden MFR bereitgestellt werden. Nach Ansicht der Verfasserin 

der Stellungnahme ist dies das Minimum dessen, das (unter Berücksichtigung der jährlichen 

Inflation) für die Förderung derartig wichtiger Ziele wie der europäischen Bürgerschaft und 

des Geschichtsbewusstseins erforderlich ist, wobei die Mittelausstattung idealerweise um 

5-10 % angehoben werden sollte. Die Verfasserin der Stellungnahme ist der Ansicht, dass die 

Aufteilung der Mittel zwischen den drei Aktionsbereichen auch im Legislativvorschlag 

festgeschrieben werden sollte. Um für mehr Flexibilität und eine bessere Zugänglichkeit des 

Programms für kleinere Gruppen von Bürgern zu sorgen, sollten geeignete Bezugsgrößen und 

Garantien aufgenommen werden. 

 

Ziele 

 

Ziel des Programms ist eine Stärkung des Geschichtsbewusstseins und ein Ausbau der 

Bürgerbeteiligung auf Unionsebene. Im Einzelnen werden mit dem Programm folgende 

spezifische Ziele verfolgt, die mittels Aktionen verwirklicht werden sollen, die auf 

transnationaler Ebene oder mit einer klaren europäischen Dimension durchgeführt werden: 

 

 stärkere Sensibilisierung für das Geschichtsbewusstsein und die Geschichte, Identität 

und Zielsetzung der Europäischen Union durch die Förderung von Debatten, 

Reflexion und Vernetzung; 

 Stärkung der demokratischen Bürgerbeteiligung auf EU-Ebene, indem den 

Bürgerinnen und Bürgern der politische Entscheidungsprozess in der EU 

nähergebracht wird und Möglichkeiten für soziales Engagement und 

Freiwilligentätigkeit auf EU-Ebene gefördert werden. 
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ÄNDERUNGSANTRÄGE 

Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für Kultur und Bildung, 

folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen: 

Änderungsantrag 1 

Entwurf einer legislativen Entschließung 

Ziffer 1 a (neu) 

 

Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text 

  1a. weist darauf hin, dass der im 

Legislativvorschlag angegebene 

Finanzrahmen lediglich als Anhaltspunkt 

für den Gesetzgeber dient und erst 

festgelegt werden kann, wenn eine 

Einigung über den Vorschlag für eine 

Verordnung zur Festlegung des 

mehrjährigen Finanzrahmens für die 

Jahre 2014-2020 erzielt wurde; 

Begründung 

Gemäß dem Grundsatz „Nichts ist entschieden, bevor nicht alles entschieden ist“ können die 

Zahlen in den spezifischen Rechtsgrundlagen nicht als endgültig angesehen werden, solange 

die Verhandlungen über den MFR noch andauern. 

 

Änderungsantrag 2 

Entwurf einer legislativen Entschließung 

Ziffer 1 b (neu) 
 

Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text 

  1b. verweist auf seine Entschließung vom 

8. Juni 2011 zu der Investition in die 

Zukunft: ein neuer mehrjähriger 

Finanzrahmen (MFR) für ein 

wettbewerbsfähiges, nachhaltiges und 

inklusives Europa1; bekräftigt, dass der 

nächste MFR genügend zusätzliche Mittel 

vorsehen muss, damit die Union ihren 

bestehenden politischen Prioritäten und 

den neuen, im Vertrag von Lissabon 

vorgesehenen Aufgaben gerecht werden 

und auf unvorhergesehene Ereignisse 
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reagieren kann; fordert den Rat, sofern er 

diesen Standpunkt nicht teilt, auf, klar 

anzugeben, welche seiner politischen 

Prioritäten oder Projekte trotz ihres 

nachweislichen europäischen Mehrwerts 

ganz aufgegeben werden könnten; weist 

darauf hin, dass selbst bei einer 

Erhöhung des Volumens der Ressourcen 

für den nächsten MFR um mindestens 

5 % gegenüber dem Stand des Jahres 

2013 nur ein begrenzter Beitrag zur 

Erfüllung der vereinbarten Ziele und der 

Verpflichtungen der Union und zur 

Verwirklichung des Grundsatzes der 

Unionssolidarität geleistet werden kann; 

 __________________________________ 

 1 Angenommene Texte, 

P7_TA(2011)0266. 

Begründung 

Für den Fall, dass der Rat die Beträge des MFR kürzen sollte, fordert das EP ihn eindringlich 

auf, „negative Prioritäten“ – auch wenn damit nachweislich ein europäischer Mehrwert 

verbunden ist – und die neuen Aufgaben, die die Union nach dem Inkrafttreten des Vertrags 

von Lissabon erfüllen muss, zu ermitteln. 

 

 

Änderungsantrag 3 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 10 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(10) Besonderes Augenmerk sollte – unter 

Berücksichtigung des multilingualen 

Charakters der EU – einer ausgewogenen 

Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 

und der Organisationen der 

Zivilgesellschaft aller Mitgliedstaaten an 

transnationalen Projekten und Aktivitäten 

gelten. 

(10) Besonderes Augenmerk sollte – unter 

Berücksichtigung des multilingualen 

Charakters der EU – einer ausgewogenen 

Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger 

und der Organisationen der 

Zivilgesellschaft aller Mitgliedstaaten an 

transnationalen Projekten und Aktivitäten 

gelten. Der Zugang zum Programm sollte 

insbesondere kleinen und mittleren 

Projekten gewährt werden und nicht nur 

großen Projekten vorbehalten sein, um 

für mehr Flexibilität und eine bessere 
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Zugänglichkeit des Programms für die 

Unionsbürger zu sorgen. Es ist 

insbesondere darauf zu achten, dass die 

Verwaltungs- und Finanzverfahren 

vereinfacht werden. 

Begründung 

Ziel des Änderungsantrags ist eine Verbesserung der Zugänglichkeit und der Flexibilität des 

Programms für die europäischen Bürger und für Bürgergruppen sowie eine Verringerung des 

Verwaltungsaufwands. 

 

Änderungsantrag 4 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 12 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(12) Diese Verordnung legt für die gesamte 

Laufzeit des Programms eine 

Finanzausstattung fest, die für die 

Haushaltsbehörde im Rahmen des 

jährlichen Haushaltsverfahrens den 

vorrangigen Bezugsrahmen im Sinne der 

Nummer [17] der Interinstitutionellen 

Vereinbarung vom XX.YY.201Y zwischen 

dem Europäischen Parlament, dem Rat und 

der Kommission über Zusammenarbeit in 

Haushaltsfragen und über die 

Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung bildet. 

(12) Diese Verordnung legt für die gesamte 

Laufzeit des Programms eine indikative 

Finanzausstattung fest, die für die 

Haushaltsbehörde im Rahmen des 

jährlichen Haushaltsverfahrens den 

finanziellen Bezugsrahmen im Sinne der 

Nummer [17] der Interinstitutionellen 

Vereinbarung vom XX.YY.201Y zwischen 

dem Europäischen Parlament, dem Rat und 

der Kommission über Zusammenarbeit in 

Haushaltsfragen und über die 

Haushaltsdisziplin und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung bildet. 

Begründung 

Angleichung der Erwägung an Artikel 12 Absatz 1. 

 

Änderungsantrag 5 

Vorschlag für eine Verordnung 

Erwägung 16 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

(16) Den Vorzug erhalten Projekte mit 

großen Auswirkungen, insbesondere 

(16) Den Vorzug erhalten unabhängig von 

der Größe des Projekts oder der Höhe des 
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solche, die direkt in Bezug mit den EU-

Strategien zur Teilnahme an der Gestaltung 

der politischen Agenda der EU stehen. 

Darüber hinaus sollte nach dem Grundsatz 

der Wirtschaftlichkeit der 

Haushaltsführung die Durchführung der 

Programme durch den Einsatz von 

Pauschalfinanzierungen, Pauschalsätzen 

und standardisierten Einheitskosten weiter 

vereinfacht werden. 

Budgets Projekte mit großen 

Auswirkungen, insbesondere solche, die 

direkt in Bezug mit den EU-Strategien zur 

Teilnahme an der Gestaltung der 

politischen Agenda der EU stehen. Darüber 

hinaus sollte nach dem Grundsatz der 

Wirtschaftlichkeit der Haushaltsführung 

die Durchführung der Programme durch 

den Einsatz von Pauschalfinanzierungen, 

Pauschalsätzen und standardisierten 

Einheitskosten weiter vereinfacht werden. 

Begründung 

Die Größe des Projekts oder des Begünstigten sollte bei der Gewährung von Finanzhilfen 

keine Rolle spielen. Der entscheidende Faktor sollte vielmehr die Förderung der 

europäischen Bürgerschaft sein. 

 

Änderungsantrag 6 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 3 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

1. Das Programm ist in zwei Bereiche 

unterteilt: 

1. Das Programm ist in zwei Bereiche 

unterteilt: 

(a) „Geschichtsbewusstsein und 

europäische Bürgerschaft“ 

(a) „Geschichtsbewusstsein und 

europäische Bürgerschaft“  

(b) „Demokratisches Engagement und 

Bürgerbeteiligung“ 

(b) „Demokratisches Engagement und 

Bürgerbeteiligung“ 

Die beiden Bereiche werden durch 

bereichsübergreifende Aktionen zur 

Analyse, Verbreitung und Nutzung der 

Projektergebnisse 

(„Valorisierungsaktionen“) ergänzt. 

Die beiden Bereiche werden durch 

bereichsübergreifende Aktionen zur 

Analyse, Verbreitung und Nutzung der 

Projektergebnisse ergänzt. 

Begründung 

Der Begriff „Valorisierung“ ist im Deutschen nicht verständlich. 
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Änderungsantrag 7 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 6 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Das Programm steht allen Stakeholdern 

offen, die die europäische Integration 

fördern, insbesondere lokalen Behörden 

und Organisationen, europäischen 

öffentlichen Forschungseinrichtungen, die 

sich mit politischen Themen beschäftigen 

(Think-Tanks), Bürgergruppen und 

anderen Organisationen der 

Zivilgesellschaft (z. B. Verbände von 

Überlebenden) sowie Bildungs- und 

Forschungseinrichtungen. 

Das Programm steht unabhängig von der 

Größe der Stakeholder, aber unter 

besonderer Berücksichtigung der 

jüngeren Generation allen Stakeholdern 

offen, die die europäische Integration 

fördern, insbesondere lokalen Behörden 

und Organisationen, europäischen 

öffentlichen Forschungseinrichtungen, die 

sich mit politischen Themen beschäftigen 

(Think-Tanks), Bürgergruppen und 

anderen Organisationen der 

Zivilgesellschaft (z. B. Verbände von 

Überlebenden) sowie Bildungs- und 

Forschungseinrichtungen. 

Begründung 

Das Programm sollte nicht auf große Projekte oder große Verbände beschränkt sein. 

Besonderes Augenmerk sollte den jungen Menschen gelten. 

 

Änderungsantrag 8 

Artikel 12 – Absatz 1 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

Die Finanzausstattung für die 

Durchführung des Programms beläuft sich 

auf 229 Mio. EUR. 

Der finanzielle Bezugsrahmen für die 

Durchführung des Programms im Sinne 

der Nummer [17] der Interinstitutionellen 

Vereinbarung vom XXX/YYY zwischen 

dem Europäischen Parlament, dem Rat 

und der Kommission über die 

Zusammenarbeit im Haushaltsbereich 

und die wirtschaftliche Haushaltsführung 

beläuft sich auf 229 Mio. EUR. Die 

jährlichen Mittel werden von der 

Haushaltsbehörde bewilligt. 
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Begründung 

Hervorhebung der Rolle der Haushaltsbehörde. 

 

Änderungsantrag 9 

Vorschlag für eine Verordnung 

Artikel 12 – Absatz 2 a (neu) 

 

Vorschlag der Kommission Geänderter Text 

 2a. Die verfügbaren jährlichen Mittel 

werden von der Haushaltsbehörde 

unbeschadet der Bestimmungen der 

Verordnung zur Festlegung des 

mehrjährigen Finanzrahmens für die 

Jahre 2014–2020 und der 

Interinstitutionellen Vereinbarung vom 

xxx/201z zwischen dem Europäischen 

Parlament, dem Rat und der Kommission 

über die Zusammenarbeit im 

Haushaltsbereich und die wirtschaftliche 

Haushaltsführung bewilligt. 
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